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Herkunftsvermerk 
"Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung: 
Stand: Juli 2011"

PLANGRUNDLAGE
Es wir bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und 
Bezeichnungen mit dem Liegenschaftskataster übereinstimmen.

Prüm, den 20.11.2011
Vermessungs- und Katasteramt Prüm
-Außenstelle Bitburg-

(S)  gez. M a r d e r
       Behördenleiter

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Ortsgemeinderat hat am 29.09.2010 gemäß § 2 (1) BauGB beschlossen 
eine 1. Änderung des Bebauungsplanes Teilgebiet "Auf der Huf" 
durchzuführen. Der Ortsgemeinderat hat festgestellt, dass die Planänderung 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB im beschleunigten 
Verfahren durchzuführen ist, da es sich vorliegend um eine Maßnahme der 
Innentwicklung handelt und auch die weiteren Voraussetzungen für ein 
beschleunigtes Verfahren (§ 13a (1) u. (2) BauGB) vorliegen.

Bickendorf, den 24.10.2011

(S)     Arnold B e r g 
       Ortsbürgermeister

OFFENLEGUNG UND BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN
Dieser Bebauungsplanentwurf einschließlich der Testfestsetzungen hat mit der 
Begründung gem. § 3 (2) BauGB auf die Dauer eines Monats in der Zeit vom 
06.06.2011 bis einschließlich 06.07.2011 zu Jedermanns Einsicht öffentlich 
ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden am 28.05.2011mit dem 
Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass Stellungnahmen zu dem 
Änderungsentwurf während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. 
In dieser Bekanntmachung wurde zudem den weiteren Hinweisbestinnnungen 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB nachgekommen.
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde 
mit Schreiben vom 20.05.2011 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
(§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 (2) Nr. 3 und § 4 (2) BauGB).

Bitburg, den 24.10.2011

              
(S) i. A.  gez. Stefan G ö b e l
Verbandsgemeindeverwaltung
              Bitburg-Land

SATZUNGSBESCHLUSS
Der Ortsgemeinderat Bickendorf hat am 29.09.2011 die 1. Änderung des 
Bebauungsplans gem. § 24 der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz 
und gem. § 10 (1) BauGB als Satzung 
BESCHLOSSEN

Bickendorf, den 26.10.2011

(S)     Arnold B e r g 
       Ortsbürgermeister

AUSFERTIGUNG
Die Übereinstinnnung des textlichen und zeichnerischen Inhalts 
dieses Bebauungsplanes mit dem Willen des Gemeinderates 
sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens 
zur Aufstellung/Änderung des Bebauungsplanes werden bekundet.

Bickendorf, den 26.10.2011

(S)     Arnold B e r g 
       Ortsbürgermeister

Die ortsübliche Bekanntmachung wird nach Maßgabe des § 10 BauGB 
angeordnet.

Bickendorf, den 26.10.2011

(S)     Arnold B e r g 
       Ortsbürgermeister

BEKANNTMACHUNG
Die Bebauungsplanänderung ist nicht genehmigungspflichtig. 
Der Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes als 
Satzung ist am _______ gern. § 10 (3) BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht worden, mit dem Hinweis, dass die Planung 
während der Dienststunden bei der VG Verwaltung Bitburg-Land 
sowie beim Ortsbürgermeister in Bickendorf von jedermann 
eingesehen werden kann.
Mit dieser Bekanntmachung wurde die Bebauungsplanänderung
RECHTSVERBINDLICH

Bitburg, den 15.11.2011

                
(S) i. A. gez. Stefan G ö b e l
Verbandsgemeindeverwaltung
             Bitburg-Land
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Teilgebiet 'Auf der Huf' 
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      durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist.

13. Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), das zuletzt 
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§5 Abs.2 Nr.1, §9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO
§4 BauNVO

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

§9 (1) Nr.2 BauGB, §§22 und 23 BauNVO

6. Verkehrsflächen

§9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB

7. Flächen für Versorgungsanlagen, Abfall-, Abwasserbeseitigung, Ablagerungen

§5 Abs.2 Nr.4 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.12, 14 und Abs.6 BauGB

8. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

§5 Abs.2 Nr.4 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.13 und Abs.6 BauGB

9. Grünflächen

§5 Abs.2 Nr.5 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6 BauGB

10. Wasserflächen, Flächen für die Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz

§5 Abs.2 Nr.7 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.16 und Abs.6 BauGB

13. Maßnahmen und Flächen zum Schutz und Pflege von Natur und Landschaft

§5 Abs.2 Nr.10 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6 BauGB

§5 Abs.2 Nr.10 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.20 und Abs.6 BauGB
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§1 Abs.4, §16 Abs.5 BauNVO
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§9 Abs.7 BauGB
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Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ) Geschoßflächenzahl (GFZ)

Bauweise Zahl der Vollgeschosse

Diese Planzeichnung ersetzt die Ursprungszeichnung.
Die Begründung ist beigefügt.

BESTANDTEILE DES BEBAUUNGSPLANS
Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
M. 1:1000 sowie den geänderten textlichen Festsetzungen.
Die sonstigen Festsetzungen des Ursprungsplanes gelten auch 
weiterhin.

Planungsrechtliche Festsetzungen

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21 BauNVO)

Im gesamten Plangebiet ist die Zahl der Vollgeschosse mit Z = II festgesetzt.

Im Teilbereich A (Änderungsbereich für die Gebäudehöhen):

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhe der baulichen Anlagen wird gemäß § 18 BauNVO als Höchstgrenze festgesetzt.

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhe der baulichen Anlagen wird gemäß § 18 BauNVO für den Teilbereich A (vgl. Planzeichnung) 

als Höchstgrenze festgesetzt.

Begriffsdefinitionen

Für die folgenden Festsetzungen werden die verwendeten Begriffe definiert:

Die ‘Traufhöhe’ (TH) von 5,50 m - gemessen in Gebäudemitte ab höchster angrenzender erschließender 

Verkehrsfläche bis zur Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks und der 

Oberkante der Dachhaut in Gebäudemitte - darf nicht überschri

tten werden.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans darf eine ‘Firsthöhe’ (FH) von 8,00 m unter Beachtung o.g. 

Bezugspunkte nicht überschritten werden.

Hinweise:

Alle sonstigen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplans bleiben unverändert. 

Die Planzeichnung dieses Bebauungsplanes ersetzt die Zeichnung des Ursprungsplanes.
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